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1. Kapi te l 

Einleitung 

Die Gewährleistung immaterialgüterrechtlicher Institute wie Patente, Mar-
ken und Urheberrechte durch die Rechtsordnung ist zwar eine notwendige, 
aber keine hinreichende Bedingung für einen ausreichenden Schutz von 
Erfindungen, Kennzeichen und Werken der Literatur, Wissenschaft und 
Kunst. Dieser setzt zusätzlich voraus, dass der Schutzrechtsinhaber das 
durch staatliche Erteilung oder Schöpfung entstandene Recht des geistigen 
Eigentums auch effektiv prozessual durchsetzen kann.' 

Die ökonomische Globalisierung und die grenzenlose Kommunikation, 
insbesondere im Internet, haben dazu geführt, dass Auseinandersetzungen 
über die Verletzung von Immaterialgüterrechten häufig nicht mehr auf be-
stimmte Territorien beschränkt, sondern internationalen Ausmaßes sind. 
Dies gilt in besonderem Maße für das Gebiet der Europäischen Union, in 
dem die Freizügigkeit von Waren und Dienstleistungen die Zunahme grenz-
überschreitenden Handels zur Folge hat.3 Das Internationale Zivilprozess-
recht hat vor dem Hintergrund grenzüberschreitender Rechtsdurchsetzung 
gerade im europäischen Zusammenhang weiter an Bedeutung gewonnen.4 

Die vorliegende Arbeit untersucht die verfahrensrechtlichen Rahmenbe-
dingungen der grenzüberschreitenden Durchsetzung von Marken, Patenten 
und Urheberrechten anhand der maßgeblichen Normen des europäischen 
Internationalen Zivilprozessrechts. Hierbei handelt es sich im Wesentlichen 
um europäisches Sekundärrecht, das die ursprünglich bi- und multilateralen 
Übereinkommen auf dem Gebiet des europäischen Zivilverfahrensrechts 
ersetzt hat. Die Rechtsetzungskompetenz erlangte der europäische Gesetz-
geber mit der Verschiebung der „Justitiellen Zusammenarbeit in Zivilsa-
chen" aus dem Titel VI (3. Säule) des Vertrags über die Europäische Union 
in den neuen Titel IV des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft (1. Säule) durch den Vertrag von Amsterdamer vom 2. Oktober 

1 Schricker, zitiert bei Pattloch, GRUR Int. 2002, 30, 31, spricht insofern von einer Di-
chotomie von materiellem Recht und Rechtsdurchsetzung. 

2 Kur, CRi 2003, 65. 
' Koch, JuS 2003, 105. 
4 Vgl. zum aktuellen Stand der Entwicklung Hau, GPR 2004, 94 ff. 
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1997.5 Die nunmehr mögliche Europäisierung des Internationalen Zivilpro-
zessrechts steht zwar noch am Anfang6, doch sind bereits eine Reihe von 
Rechtsakten in Kraft getreten, deren Vorschriften auf Immaterialgüter-
rechtsverletzungsverfahren mit internationalem Bezug Anwendung finden. 

Für den Rechtsinhaber, der über parallele nationale Schutzrechte verfügt, 
ist die konsolidierte Geltendmachung von Verletzungsansprüchen neben der 
zügigen Rechtsdurchsetzung regelmäßig ein Hauptanliegen.7 Der Schwer-
punkt der Arbeit liegt daher auf Frage der internationalen Zuständigkeit der 
mitgliedstaatlichen Gerichte.8 Im Vordergrund der Untersuchung stehen die 
Zuständigkeitsvorschriften der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates 
vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Aner-
kennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen (EuGVVO), die am 1. März 2002 in Kraft getreten ist und das im We-
sentlichen inhaltsgleiche Brüsseler EWG-Übereinkommen über die gericht-
liche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen vom 27. September 1968 (EuGVÜ) ersetzt hat.9 

Die Gerichte der Vertragsstaaten haben das EuGVÜ in Immaterialgüter-
rechtsprozessen über zwanzig Jahre lang kaum beachtet10; erst seit Mitte der 
1990er Jahre ist die Rechtsprechung auf die Bedeutung der Vorschriften 
auch für Verfahren über Rechte des geistigen Eigentums aufmerksam ge-
worden." Bei der Überführung des EuGVÜ in die EuGVVO sind die spezi-

5 Vgl. hierzu Linke, in: Schütze (Hrsg.), FS Reinhold Geimer, 2002, S. 529, 542 f. 
6 Rauscher(-Staudinger), Europäisches Zivilprozeßrecht, 2004, Einleitung Brüssel I-VO 

Rn. 64. Eine Übersicht der bislang ergangenen und noch im Entwurfsstadium befindlichen 
Rechtsakte bietet Wagner, NJW 2003, 2344, 23345 f. 

7 Vgl. zur Bedeutung der Konsolidierung bereits Troller, GRUR Int. 1955, 529, 531, 
und Reimer, Europäisierung des Patentrechts, 1955, S. 92. 

8 Vgl. zur vorrangigen Bedeutung der internationalen Zuständigkeit bei verfahrensrecht-
lichen Tatbeständen mit internationalen Bezügen Neuhaus, RabelsZ 20 (1955), 201, 204; 
Nirk, Mitt. 1969, 328, 334 m.w.N. in Fn. 47. 

9 Im Rahmen der Arbeit werden der Einfachheit halber durchweg, d.h. auch bei der Be-
sprechung von Entscheidungen oder Literaturmeinungen, die sich auf das EuGVÜ bezie-
hen, die Vorschriften der EuGVVO zitiert. Anders wird nur verfahren, wenn die Vorschrif-
ten des EuGVÜ inhaltlich nicht mit denen der EuGVVO übereinstimmen. 

10 Vgl. demgegenüber die frühen Aufsätze von Stauder, GRUR Int. 1976, 
465 ff./510 ff., und Tetzner, GRUR 1976, 669 ff. 

11 Stauder/Kur, in: Schrickerl Dreierl Kur (Hrsg.), Geistiges Eigentum im Dienst der 
Innovation, 2001, S. 151, 153. 
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fischen immaterialgüterrechtlichen Probleme nicht behoben worden12, so 
dass die unter Geltung des EuGVÜ diskutierten Fragen im Wesentlichen 
unverändert von Interesse sind. 

Durch die Gemeinschaftsmarke, die ihre Existenz einer gemeinschafts-
rechtlichen Grundlage verdankt und die ihre Schutzwirkung im gesamten 
Territorium der Europäischen Union entfaltet, ist zum ersten Mal die Durch-
setzung eines supranationalen Schutzrechts möglich.13 Die Verordnung 
(EG) Nr. 40/94 des Rates vom 20. Dezember 1993 über die Gemein-
schaftsmarke (GMVO) enthält zum Teil spezielle zuständigkeitsrechtliche 
Vorschriften, die den allgemeinen Regelungen der EuGVVO vorgehen. 
Dies gilt auch für die entsprechenden Normen der Verordnung (EG) 
Nr. 6/2002 des Rates vom 12. Dezember 2001 über das Gemeinschaftsge-
schmacksmuster (GeschmacksmusterVO). Die von der Europäischen Kom-
mission vorgeschlagene Verordnung des Rates über das Gemeinschaftspa-
tent (GPVO) ist zwar bislang nicht verabschiedet worden.14 Die in diesem 
Zusammenhang diskutierte Errichtung eines zentralen europäischen Ge-
meinschaftspatentgerichts stellt aber eine Besonderheit auf dem Gebiet der 
gerichtlichen Durchsetzung gewerblicher Schutzrechte in der Europäischen 
Union dar, deren Besprechung nicht zuletzt vor dem Hintergrund möglicher 
Auswirkungen auf die Gerichtsstrukturen für Verfahren über alle Gemein-
schaftsschutzrechte geboten ist. 

Die „Torpedierung" eines Verletzungsverfahrens durch die missbräuchli-
che Erhebung einer negativen Feststellungsklage ist ein Sonderfall entge-
genstehender Rechtshängigkeit. Insbesondere für Patentverletzungsverfah-
ren ist dieses Problem praktisch relevant. Eine andere Frage der Litispen-
denz stellt sich im Zusammenhang mit Gemeinschaftsschutzrechten, näm-
lich das Verhältnis von gerichtlichen Löschungswiderklagen und Verfahren 
auf Nichtig- oder Verfallserklärung vor dem HABM. 

Für die Durchsetzung von Immaterialgüterrechten sind Verfahren des 
einstweiligen Rechtsschutzes von erheblicher Bedeutung. Hier geht es ins-
besondere um die Voraussetzungen für den Erlass grenzüberschreitender 
Maßnahmen. Diese nationalen Maßnahmen sind unterschiedlich ausgestal-

12 Diese Hoffnung hatte Brinkhof, in: Heere (Hrsg.), International law and The Hague's 
750th anniversary, 1999, S. 103, 110, geäußert. 

13 Knaak, GRUR 2001, 21, 29. 
14 Mit dem Gemeinschaftspatent soll eine Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des eu-

ropäischen Wirtschaftsraums gegenüber den USA und Japan erreicht werden, vgl. Schade, 
GRUR 2000, 101, 110. 
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tet, wie Beispiele aus Deutschland, dem Vereinigten Königreich, Frankreich 
und den Niederlanden zeigen. Die Richtlinie (EG) Nr. 48/2004 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Durchsetzung der 
Rechte des geistigen Eigentums (DurchsetzungsRL) hat allerdings das Ziel, 
unter anderem in diesem Bereich eine Angleichung zu bewirken. 

Als Exkurs werden die verfahrensrechtlichen Regelungen des TRIPS-
Übereinkommens sowie die andauernden Bemühungen um weltweit einheit-
liche Zuständigkeitsregeln für Immaterialgüterrechtsverfahren dargestellt. 
Die verfahrensrechtlichen Regelungen des Übereinkommens über handels-
bezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums vom 15. April 1994 
(TRIPS), die als Anhang I C zum Übereinkommen zur Errichtung der Welt-
handelsorganisation (WTO) in Kraft getreten sind, sind zwar nicht europäi-
sches Internationales Zivilprozessrecht im eigentlichen Sinn. Trotzdem sind 
die Vorschriften des TRIPS-Übereinkommens, insbesondere Art. 50 TRIPS, 
aufgrund der hierzu ergangenen Rechtsprechung des EuGH nicht ohne 
Auswirkung auf die grenzüberschreitende Durchsetzung von Immaterialgü-
terrechten in der EU geblieben. Demgegenüber reflektiert die Diskussion 
über ein internationales Abkommen über einheitliche Gerichtsstandsregeln 
für Gerichtsverfahren über Rechte des geistigen Eigentums eine Reihe von 
Fragestellungen, die auch im europäischen Zusammenhang noch ungelöst 
sind. 



2. Kapitel 

Historische Hinführung 

Entscheidungen nationaler Gerichte über Klagen, die ausländische gewerb-
liche Schutzrechte und Urheberrechte zum Gegenstand haben, liegen nicht 
zuletzt als Folge der Internationalisierung wirtschaftlicher und kultureller 
Aktivitäten mittlerweile aus einer Reihe von Mitgliedstaaten der EU vor. 
Ursprünglich lehnten die Gerichte allerdings unter Anwendung der jeweils 
einschlägigen verfahrensrechtlichen Instrumente ab, über Ansprüche zu ent-
scheiden, die sich auf im Ausland geschützte Immaterialgüterrechte stütz-
ten. Hintergrund dieser restriktiven Haltung war das auf dem Gebiet des 
Rechts des geistigen Eigentums zu beachtende Territorialitätsprinzip.1 Die-
ses Prinzip ist auch Grundlage des ausschließlichen Gerichtsstands für Be-
standsverfahren und wirkt sich auch auf die Bestimmung des Tatorts im 
Rahmen des Deliktsgerichtsstands aus. Daher werden im Folgenden zu-
nächst die Grundlagen des Territorialitätsprinzips dargestellt. 

1 Hiervon zu unterscheiden ist das Territorialitätsprinzip, das die Abgrenzung der natio-
nalen Gerichtsbarkeit beschreibt. Dieses hat sich im Laufe der Jahrhunderte weltweit 
durchgesetzt und besagt, dass die Ausübung der Gerichtsbarkeit als einer staatlichen Ho-
heitsfunktion nur innerhalb des Staatsgebiets zulässig, hier aber grundsätzlich ausschließ-
lich und unbeschränkt ist. Vgl. hierzu Neuhaus, RabelsZ 20 (1955), 201, 209, 230 f. Zum 
historischen Ursprung im landesherrlichen Privileg und zur geschichtlichen Entwicklung 
des Territorialitätsprinzips vgl. Riezler, Internationales Zivilprozeßrecht und prozessuales 
Fremdenrecht, 1949, S. 87 f.; Andermann, Territorialitätsprinzip im Patentrecht und Ge-
meinsamer Markt, 1975, S. 85 m.w.N.; Mousseron/Raynard/Veron, HC 1998, 884; Beier, 
GRUR 1978, 123, 124 ff.; Zigann, Entscheidungen inländischer Gerichte über ausländische 
gewerbliche Schutzrechte und Urheberrechte, 2001, S. 24 f. 

2 So begründete bereits Riezler, Internationales Zivilprozeßrecht und prozessuales 
Fremdenrecht, 1949, S. 230, die ausschließliche Zuständigkeit für immaterialgüterrechtli-
che Bestandsverfahren mit der prozessualen Reflexwirkung der Beschränkung der territori-
alen Reichweite der Schutzrechte. 
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A. Das Territorialitätsprinzip als Ausgangspunkt 

Das in Art. 4bls und Art. 6 Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums (PVÜ)3 sowie Art. 5 Revidierte Berner Überein-
kunft (RBÜ)4 gesetzlich verankerte Territorialitätsprinzip ist für das Interna-
tionale Immaterialgüterrecht von grundlegender Bedeutung5, wenn auch 
über seine rechtsdogmatische Begründung6 und seinen genauen Inhalt keine 
Einigkeit besteht.7 

3 Vgl. hierzu Baeumer, in: Großfeld/Sack/Möllers/Drexl/Heinemann (Hrsg.), FS Wolf-
gang Fikentscher, 1998, S. 803, 808 f.; Beier, in: Frändberg/Göranson/Hästad (Hrsg.), FS 
Stig Strömholm I, 1997, S. 85, 91, 93. 

4 Hierzu Thum, in: Bartsch/Lutterbeck (Hrsg.), Neues Recht für neue Medien, 1998, 
S. 117, 125. 

5 Beier, in: Frändberg/Göranson/Hästad (Hrsg.), FS Stig Strömholm I, 1997, S. 85, 93, 
spricht vom Territorialitätsprinzip als einem „umfassenden Ordnungsprinzip des internatio-
nalen gewerblichen Rechtsschutzes"; vgl. auch Troller, IPR und IZPR, 1952, S. 48: „Das 
Territorialitätsprinzip ist im Immaterialgüterrecht zu einem zentralen Begriff geworden." 
Lichtenstein, NJW 1964, 1208, 1209, misst dem Territorialitätsprinzip eine ausschlagge-
bende Bedeutung bei der Behandlung internationaler Tatbestände des gewerblichen Rechts-
schutzes bei; vgl. ferner Otte, IPRax 2001, 315, 316, zur Grundbedeutung des Territoriali-
tätsgedankens. Das Territorialitätsprinzip ist zudem laut Cornish, GRUR Int. 1996, 285, 
„an idea accepted as much in common law as in civilian jurisdictions". 

6 Als dogmatische Grundlage des Territorialitätsprinzips werden unter anderem ange-
führt: die Rechtsnatur der subjektiven Immaterialgüterrechte, deren Entstehung auf einen 
Hoheitsakt zurückzuführen sei (Verwaltungsakttheorie; vgl. Batiffol, Droit International 
Privé, 1949, S. 300; Hubmann, Gewerblicher Rechtsschutz, 1965, S. 28; Tetzner, Waren-
zeichengesetz, 1958, § 15 Rn. 8; kritisch hierzu Weigel, Internationale Zuständigkeit im 
gewerblichen Rechtsschutz, 1973, S. 106), die gesetzgeberische Souveränität des Ertei-
lungsstaates nur innerhalb seiner Gebietsgrenzen (Souveränitätstheorie; vgl. Nußbaum, 
Deutsches Internationales Privatrecht, 1932, S. 337; Seelig, Warenzeichenrecht, 1959, 
S. 11) und die öffentlichen und privaten wirtschaftlichen Interessen im Hinblick auf Imma-
terialgüterrechte, die als Folge der Verbotswirkung des Ausschlussrechts auf das Schutz-
land konzentriert seien (Interessentheorie; Troller, IPR und IZPR, 1952, S. 63, 245 ff.) 
Nach Baeumer, in: Großfeld/Sack/Möllers/Drexl/Heinemann (Hrsg.), FS Wolfgang Fikent-
scher, 1998, S. 803, 807, stehen hinter dem Territorialitätsprinzip weniger 
sachverhaltsspezifische, als vielmehr politische Gründe. 

7 Die Diskussion dauert schon seit geraumer Zeit an, wie die aus dem Jahr 1898 stam-
mende Äußerung Kahns, IherJb 39 (1898) 1, 95, belegt: „Alle möglichen und denkbaren 
Anknüpfungen verbergen sich ja in dem Proteus der Territorialität, alle schillern sie gleich-
zeitig bunt nebeneinander; welche sollen wir ins Auge fassen, auf welche kommt es gerade 
an?". Vgl. auch BGH vom 22.1.1964, BGHZ 41, 84, 91 - „Maja"; Fezer, Markenrecht, 
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I. Inhalt des Territorialitätsprinzips 

Nach der Rechtsprechung8 und der h.M. in der Literatur9 beinhaltet das Ter-
ritorialitätsprinzip die territoriale Begrenzung der Schutzwirkung der sub-
jektiven Rechte, die dazu führt, dass ein Immaterialgüterrecht nur durch im 
Schutzland vorgenommene Handlungen verletzt werden kann (sachrechtli-
ches Verständnis). Daneben wird das Territorialitätsprinzip insbesondere 
herangezogen, um die Selbständigkeit und Unabhängigkeit der in verschie-
denen Ländern erworbenen Schutzrechte zu begründen.10 Nach anderer Auf-
fassung folgt aus dem Territorialitätsprinzip, dass der Inhalt der Rechte an 
einem immateriellen Gut nach den Gesetzen desjenigen Landes zu bestim-
men ist, auf dessen Gebiet der Berechtigte alle anderen Personen vom ge-
werblichen Nutzen an diesem Immaterialgut ausschließen kann (kollisions-
rechtliches Verständnis).11 Allerdings wirken sich diese unterschiedlichen 
Ansichten über den Inhalt des Territorialitätsprinzips praktisch nicht aus: 
Denn die Befürworter der materiellrechtlichen Auffassung erkennen die 
Auswirkungen der Territorialität der Schutzrechte auf kollisionsrechtlicher 

2001, Einleitung Rn. 166. „Worauf soll sich die Territorialität beziehen?" fragte auch 
Riezler, Internationales Zivilprozeßrecht und prozessuales Fremdenrecht, 1949, S. 81. 

8 BGH vom 2.10.1997, BGHZ 136, 380, 3 8 5 - „Spielbankaffaire"; BGH vom 
22.1.1964, BGHZ 41, 84, 91 - „Maja". 

9 Reimer, Europäisierung des Patentrechts, 1955, S. 4; Otte, IPRax 2001, 315, 316; 
Ingerl/Rohnke, Markengesetz, 2003, Einleitung Rn. 15; Möhring/Nicolini, Urheberrechts-
gesetz, 2000, Vorbemerkungen, Internationales Urheberrecht Rn. 2; Rebmann(-Kreuzer), 
MüKomm BGB Bd. 10, 2000, Nach Art. 38 Anhang II Rn. 13; Riezler, Internationales 
Zivilprozeßrecht und prozessuales Fremdenrecht, 1949, S. 85 ff.; Seelig, Warenzeichen-
recht, 1959, S. 13; Bußmann, Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht, 1966, S. 215; 
Reimer, Patentgesetz, 1968, § 6 Anm. 2; Perret, in: Haldy (Hrsg.), FS Jean-François 
Poudret, 1999, S. 125, 126. 

10 Sofern kein supranationales Schutzrecht existiert, besteht nach der sog. Kegeischen 
Bündeltheorie daher nur ein Bündel nationaler Rechte, Soergel(-Kegel), BGB Bd. 10 Ein-
führungsgesetz, 1996, Anhang Art. 12 Rn. 16; Hohagen, GRUR Int. 2000, 246, 259; Thum, 
in: Bartsch/Lutterbeck (Hrsg.), Neues Recht für neue Medien, 1998, S. 117, 124; Bruch-
hausen(-Benkard), Patentgesetz, 1993, Internationaler Teil Rn. 1; Weigel, Internationale 
Zuständigkeit im gewerblichen Rechtsschutz, 1973, S. 91; Gamm, Warenzeichengesetz, 
1965, § 15 Anm. 32. 

11 Troller, IPR und IZPR, 1952, S. 48; Troller, GRUR Int. 1955, 529, 535; Weigel, In-
ternationale Zuständigkeit im gewerblichen Rechtsschutz, 1973, S. 78 ff., der die Heranzie-
hung des Territorialitätsprinzips im Rahmen kollisionsrechtlicher Erwägungen eingehend 
beschreibt und auf die einschlägige ältere Literatur verweist. 
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Ebene in Form des Schutzlandsprinzips an'2, während die Vertreter des kol-
lisionsrechtlichen Verständnisses zugestehen, dass das Territorialitätsprinzip 
jedenfalls auch die räumliche Beschränkung der Wirkung der subjektiven 
Immaterialgüterrechte umschreibt13. 

Im Patentrecht ist das Territorialitätsprinzip seit jeher anerkannt.14 Dem-
gegenüber wurde früher eine universale Geltung der Marke vor dem Hinter-
grund des persönlichkeitsrechtlichen Gehalts des Warenzeichens in Verbin-
dung mit namensrechtlichen Erwägungen angenommen.15 Das sog. Univer-
salitätsprinzip wurde aufgegeben, als sich die Überzeugung durchsetzte, 
dass das Warenzeichen wie das Patent nicht personengebunden ist und dass 
die „Verleihung" eines Schutzrechts über die Staatsgrenzen hinaus zu einem 
unzulässigen Übergriff in die Rechtssphäre anderer souveräner Staaten füh-
ren würde.16 Nach h.M. findet das Territorialitätsprinzip nicht nur auf ge-
werbliche Schutzrechte, sondern auch auf das Urheberrecht Anwendung.17 

12 Fezer, Markenrecht, 2001, Einleitung Rn. 166; Rebmann(-Kreuzer), MüKomm BGB 
Bd. 10, 2000, Nach Art. 38 Anhang II Rn. 13; im Urheberrecht ist der kollisionsrechtliche 
Gehalt des Territorialitätsprinzips allerdings umstritten, vgl. Thum, in: Bartsch/Lutterbeck 
(Hrsg.), Neues Recht für neue Medien, 1998, S. 117, 124 m.w.N. 

" Troller, IPR und IZPR, 1952, S. 47 ff., mit detaillierten Ausführungen zur Unter-
scheidung der Unabhängigkeit und der Selbständigkeit der Schutzrechte. 

14 Vgl. hierzu die Entscheidungen RG vom 18.6.1890, JW 1890, 280; RG vom 
15.10.1892, RGZ 30, 52; RG vom 4.4.1914, RGZ 84, 370; RG vom 19.10.1935, RGZ 149, 
103; sowie Weigel, Internationale Zuständigkeit im gewerblichen Rechtsschutz, 1973, 
S. 84, 96; Otte, IPRax 2001, 315, 316; Andermann, Territorialitätsprinzip im Patentrecht 
und Gemeinsamer Markt, 1975, S. 82 Fn. 30; Schikora, Der Begehungsort im gewerblichen 
Rechtsschutz und Urheberrecht, 1968, S. 52, mit weiteren Nachweisen zu Literatur und 
Rechtsprechung. 

lfl RG vom 2.10.1886, RGZ 18, 28; RG vom 7.11.1899, RGZ 45, 143; Kohler, Das 
Recht des Markenschutzes, 1884, S. 446; Kohler, Warenzeichenrecht, 1910, S. 207; Buß-
mann, MuW 1929, 421 ff.; Fezer, Markenrecht, 2001, Einleitung Rn. 160. 

16 RG vom 20.9.1927, RGZ 118, 76, 80 - „Hengstenberg"; Hagens, Warenzeichenrecht, 
1927, § 12 Rn. 6. 

17 BGH vom 17.6.1992, BGHZ 118, 394, 397 - „ALF"; Kieninger, GRUR Int. 1998, 
280, 283; Duggal, IPRax 2002, 101; Thum, in: Bartsch/Lutterbeck (Hrsg.), Neues Recht für 
neue Medien, 1998, S. 117, 124; Möhring/Nicolini, Urheberrechtsgesetz, 2000, Vorbemer-
kungen, Internationales Urheberrecht Rn. 2; Soergel(-Kegel), BGB Bd. 10 Einführungsge-
setz, 1996, Anhang Art. 12 Rn. 22; kritisch Schack, Zur Anknüpfung des Urheberrechts im 
Internationalen Privatrecht, 1979, S. 88, der kollisionsrechtlich das Ursprungslandprinzip 
befürwortet. 
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//. Rechtliche Globalisierung des Immaterialgüterrechts 

Die rechtliche Globalisierung des Immaterialgüterrechts durch die Schaf-
fung supranationaler Schutzrechte18 oder durch die Harmonisierung mate-
riellrechtlicher und verfahrensrechtlicher Vorschriften über geistiges Eigen-
tum19 hat den Zweck, die Folgen der territorialen Aufspaltung der Rechte 

70 

des geistigen Eigentums zu überwinden oder wenigstens abzumildern. 
Diese Entwicklung zeugt davon, dass die aus dem Territorialitätsprinzip 
folgende praktische Erschwerung des Immaterialgüterrechtsschutzes - sepa-
rate Anmelde- und Eintragungsverfahren für das jeweilige Territorium bei 
gewerblichen Schutzrechten, separate Durchsetzung der nationalen Schutz-
rechte, Anwendung der materiellrechtlichen Vorschriften verschiedener 
Rechtsordnungen in Verfahren über Parallelschutzrechte - als nachteilig für 
das wirtschaftliche und kulturelle Leben angesehen wird, der soweit wie 
möglich entgegengewirkt werden muss. Zudem rückt die schwierige oder 
gar unmögliche Lokalisierung der Benutzung eines Schutzrechts oder eines 
schutzrechtsverletzenden Inhalts in den neuen Medien, insbesondere im 
Internet, das Territorialitätsprinzip in ein neues Licht.21 Die bisherigen 
Harmonisierungsbestrebungen machen allerdings deutlich, dass nicht die 
Überwindung des Territorialitätsprinzips angestrebt wird. Vielmehr werden 
in einzelnen abgegrenzten Bereichen Lösungen gesucht, die dazu führen, 
dass das Territorialitätsprinzip faktisch keine Anwendung findet.22 

B. Rechtsprechung zur Zuständigkeit für Klagen aus 
ausländischen Schutzrechten 

Unter Hinweis auf das Territorialitätsprinzip lehnten die mitgliedstaatlichen 
Gerichte lange Zeit ab, über Verletzungsklagen zu entscheiden, die auslän-
dische Immaterialgüterrechte zum Gegenstand hatten.23 Am längsten hielten 

18 Gemeinschaftsschutzrechte der EU. 
19 PVÜ/RBÜ/EPÜ/TRIPS/Harmonisierungsrichtlinien der EU. 
20 Hohagen, GRUR Int. 2000, 246, 259. 
21 Baeumer, in: Großfeld/Sack/Möllers/Drexl/Heinemann (Hrsg.), FS Wolfgang Fikent-

scher, 1998, S. 803, 804. 
22 Vgl. etwa im Bereich der Domainstreitigkeiten die auf der Grundlage der Uniform 

Dispute Resolution Policy der ICANN durchgeführten Verfahren; vgl. hierzu S. 108. 
23 Stauder/Kur, in: Schricker/Dreier/Kur (Hrsg.), Geistiges Eigentum im Dienst der In-

novation, 2001, S. 151 f.; zu Deutschland vgl. Ebner, Markenschutz im internationalen 
Privat- und Zivilprozessrecht, 2004, S. 164-166. Dies hatte insbesondere dann gravierende 
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die Richter im Vereinigten Königreich an ihrer restriktiven Rechtsprechung 
fest, wohingegen die deutschen Gerichte schon relativ früh die Auffassung 
aufgaben, Klagen wegen der Verletzung ausländischer Immaterialgüterrech-
te fielen nicht in ihren Zuständigkeitsbereich.24 In der Literatur wird die 
internationale Zuständigkeit für Verfahren, in denen der Kläger Schadenser-
satz- und Unterlassungsansprüche wegen der Verletzung ausländischer Im-
materialgüterrechte geltend macht, allgemein befürwortet25; jedenfalls im 
Anwendungsbereich der EuGVVO dürfen die mitgliedstaatlichen Gerichte 
die Zuständigkeit bei Vorliegen eines Gerichtsstands nicht mehr vernei-
nen.26 Im Folgenden wird der Wandel der Rechtsprechung am Beispiel von 
Deutschland, Frankreich, den Niederlanden und dem Vereinigten König-
reich aufgezeigt. 

I. Deutschland 

Das RG lehnte im Jahr 1890 die Zuständigkeit deutscher Gerichte für einen 
Verletzungsstreit über ein englisches Patent vor allem aufgrund der Eigenart 

Konsequenzen, wenn zwischen dem Schutzstaat und dem Wohnsitzstaat des Beklagten kein 
Anerkennungsabkommen bestand und daher das Schutzrecht im Verhältnis zu dem im 
Ausland ansässigen Beklagten faktisch wertlos war, vgl. Tetzner, GRUR 1976, 669. 

24 Dagegen handelt es sich nicht um eine Frage der Gerichtsbarkeit, d.h. der hoheitli-
chen Entscheidungsgewalt (facultas jurisdictionis), denn für die Entscheidung eines bürger-
lichen Rechtsstreits hat jeder Staat auf seinem Gebiet die volle und ausschließliche Ge-
richtsbarkeit unabhängig von den beteiligten Personen und dem Verfahrensgegenstand 
inne, vgl. BGH vom 24.7.1958, GRUR 1958, 189, 1 9 6 - „Zeiß", sowie Neuhaus, RabelsZ 
20 (1955), 201, 210. Nach Fezer, Markenrecht, 2001, Einleitung Rn. 222, 224, handelt es 
sich um die Abwendung von der absoluten und die Hinwendung zur relativen Territoriali-
tät. 

25 Staudinger(-Fezer), Internationales Wirtschaftsrecht, 2000, Rn. 778; Schricker 
(-Katzenberger), Urheberrecht, 1999, Vor §§ 120 ff. Rn. 170; Kieninger, GRUR Int. 1998, 
280, 290; Perret, in: Haldy (Hrsg.), FS Jean-François Poudret, 1999, S. 125, 127; Neuhaus, 
Mitt. 1996, 257, 261; Bornkamm, in: Schwarze (Hrsg.), Rechtsschutz gegen Urheberrechts-
verletzungen, 2000, S. 127, 131; Peinze, Internationales Urheberrecht in England und 
Deutschland, 2002, S. 61; von Meibom/Pitz, Mitt. 1996, 181, 182; Stauder, in: Kunz/von 
Mühlendahl/Stauder/Ulrich (Hrsg.), FS Eugen Ulmer, 1973, S. 509, 520; Heinrichs, Die 
Bestimmung der gerichtlichen Zuständigkeit nach dem Begehungsort im nationalen und 
internationalen Zivilprozeßrecht, 1984, S. 160; Tetzner, GRUR 1976, 669; Schricker 
(-Katzenberger), Urheberrecht, 1999, Vor § § 1 2 0 ff. Rn. 170. 

26 Dies folgt im Umkehrschluss aus Art. 22 Nr. 4 EuGVVO, der eine ausschließliche 
Zuständigkeit nur für Bestandsverfahren über registrierte Immaterialgüterrechte normiert, 
vgl. Kretschmar/Stauder, GRUR Int. 1974, 321; Lundstedt, GRUR Int. 2001, 103; 
Neuhaus, Mitt. 1996, 257, 261. 
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